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Unter zeichnung de

Die Reichsregierung hat an den Reichsminiſter Erz
berger, Waffenſtillſtandskommiſſion Trier, folgende Mit
tetluag gelangen laſſen:

Bitte Abkommen unterzeichnen, aber
vorher Marſchall Foch folgende ſchrift-
liche Erklärung übergeben:

Die deutſche Regierung iſt ſich der Schwere derolgen bewußt, die wen die Annahme wie die Ab

n des Abkommens nach ſich ziehen müßten.
Wenn ſie ihre Delegierten angewieſen hat, zu unter

r ſo geſchah dies in der Ueberzengung, daß
ie alliierten und aſſoziierten Regierungen jetzt end

lich ernſtlich beſtrebt ſind, innerhalb der kurzen Friſt,
ür die ſie den Waffenſtillſtand verlängert hat, der

elt den erſehnten Frieden wiederzu-
eben. Die deutſche Regierung iſt aber genötigt,
ren Standpunkt zu den drei Bedingungen des Ab

kommens durch folgende Bemerkungen klarzuſtellen:
1. Das Abkommen ignoriert die aus dem Volkswillen

in geordneten Formen hervorgegangene deutſcheRegierung. Es legt den Deutſchen in Form ſchroffer

Befehle und Verbote zu Gunſten der n n
Polen die Pflicht auf, eine Anzahl wichtiger Plätze,
darunter Birnbanm und Bentſchen, ohne weiteres
zu ränmen. Dieſe Plätze ſind in deutſcher S
überwiegend dentſch beſiedelt und von weſentlicher
Bedeutung für den Verkehr mit dem deutſchen
Oſten. Dabei leiſten die alliierten und aſſoziierten
Mächte nicht einmal Gewähr dafür, daß die Polen
es ihrerſeits unterlaſſen, neue Angriffe zu unter

ehmen oder vorzubereiten

e Be t Schu b r e Pnenſchen würdig behandeln, daß ſie die dent W
Geiſeln freigeben, deren Feſthaltung jetzt jeden Sinn
verliert, und daß ſie den bisherigen Lebensmittel-
verkehr nach dem Weſten hin aufrechterhalten.
Wenn wir anch bereit ſind, jede militäriſche Kampf
handlung in Poſen und anderen Gebieten einzu
ſtellen und die gegenwärtige militäriſche Lage dortals Baſis anznerkennen, x müſſen wir doch
erwarten, daß auch die aufſtändiſchen
Polen die Demokrationslinie einhal-
ten, andersfalls müſſen wir befugt ſein, uns mit
Waffengewalt zur Wehr zu ſetzen.

2. Deutſchland darf darauf hinweiſen, daß es bis
zur völligen Erſchöpfung ſeiner wirtſchaftlichen
Kräfte und bis zur Zerrüttung ſeiner Verkehrsver-
hältniſſe bemüht hat, den Waffenſtillſtandsbedingun-
gen nachzukommen. Es will auch jetzt verſprechen,
die Punkte zu erfüllen, in denen ihm die Durchfüh
rung bisher nicht gelungen iſt. Dabei darf es aber
annehmen, daß ſeine Verpflichtung nicht in einer
Weiſe ansgelegt werde, die mit den beiderſeits an-
erkannten Grundſätzen des Präſidenten der Ver-
einigten Staaten von Amerika unververeinbar iſt
und den Gedanken des Rechtsfriedens
im Vorauszunichte macht. Ob wir die inAusſicht geſtellten Weiſungen der alliierten Ober-
ſten Heeresleitung im vollen Umfange zu befolgen
in der Lage ſind, müſſen wir abwarten.

3. Wenn Deutſchlnd jetzt anuſtelle beſtimmter gen
R den Waffenſtillſtand, die es geſtatten, ſich anf

ie Erfüllung der Bedingungen einzurichten, nur
eine kurze unbeſtimmte Friſt mit einſeit drei
tägiger Kündigung gewährt wird, die geeignet iſt,
die Ruhe und Ordunnngin Deutſchland
in hohem Maße zugefährden, ſobedeutet das eine ungerechtfertigte Erſchwerung
unſerer Lage. Wir vermögen die funng nicht
aufzugeben, die alliierten und aſſeziierten Re

W en ſollen,

giernngen es für tunlich halten, unter Verlänge-
rung des Waffenſtillſtandes bis zum Präliminar-
131 in Verhandlungen überdiedent-
chen Gegenvorſtellungen einzutreten.

Scheidemann.

Der Wortlaut der neuer feindlichen Vaffenſtillſtands-

T e dem Reichswiniſterier, 14. Mar e niſteri h
1. Die Deutſchen müſſen unverzüglich

elle Offenſivbewegunsen gesez die Polen
in dem Gebiet von Poſen oder in jedem anderen Gebiet

aufgeben.
di weck wird i t folgende Linienr e en e r 72Grenze ußen gegendann i der e k. über e

e See Muaa. Snbaen lä
Wollſtein. Prim ent. Liſſa, Rawitich. Tra r geflohes ſein.

s neuen
Senders Werndorf, u. Von Droſchkan an eineLinie, die über Moldan, Domdrowka, Kupp läuft und beim Zu

mmenfluß den Malapane erreicht, und von dieſem Zuſammen
uß die grüne Linie auf beigefügter Karte. Auf Grund der Be

prechung, die im Auftrage Erzbergers und Fochs zwiſchen General
major von Hammerſtein und dem Genera Weysand ſtatt
fand, erhielt Artikel t folgende endgültige Faſſung:

„Die Demarkationslinie verläuft folgendermagßen: nach der
Lagekarte der Oberſten Heeresleitung vom 8. Februar von der

ſchen Grenze bei Loniſenfelde nach einer Linie, die über weſt
lich Louiſenfelde, weſtlich P ſüdlich Brzoza, nördlich

ſubin, nördlich Erin ſüdlich Samotſchin, ſüdlich C
mar), nördlich Czarnikag weſtlich Miala, weſtlich Bi
lich Bentf weſtlich Wollſtein, nördlich Liſſa
ſüdlich Krotoſchin, weſtlich nſu, weſtlich
Bieruchow (Eichenbroun) bis zur ſchleſiſchru

Alſo Fleißt Oſt (wahrſcheinl mit Oſt
preußer zu inter

ſtan ngungen nicht vereinbart. Dieſe Frage
bleibt offen da tatſäslich ſeſtgeſetzt iſt. daß es ſich hier aur um eine
proviſoriſche Tbmachung handelt, welche dem Friedensvertrage in
keiner Weiſe vorgreift Der Schutz der Deutſchen in dieſem Ge
biet wird von einer interalliierten Kommiſſion in Warſchan garan
tiert, welche wahrſcheinlich Vertreter nach Spa entſenden dürfte.

2. Der durch das Abkommen vom 13. 12. und 18. 1. bis zum
2. 1919 verlängerte Wafſenſtillitand vom 11.

ngs
füreinekurzunbefriſtete Zeitdaner verlängert,
wobei die Alliierten und aſſogiierten Mächte z das Recht vorbe
halten, mit einer Friſt von drei Tagen zu kündigen

3. Die A der Bedingungen des Abkommens vom
11. 11. und der en vom 13. 12. und 16. 1., ſoweit die

von der internationalen permanenten Waſſerſenſeandetem miſſen

nach den Weiſungen des Oberkommandos der Alliierten feſtgeſetzten
Einzelbeſtimmungen zum Abſchluß geführt werden.

mird neuer

Um unſere Handelsſiotte.
„„Reichsminiſter Erzberger hat an Foch ein Schreiben ge

richtet, in dem es u. a. heißt:
Herr Marſchall! Bei der geſtrigen Beſprechung iſt eine voll

kommene Uebereinſtimmung über die Ausführungsbeſtimmungen
des Waffenſtillſtandsabkommens vom 16. Januar nicht herbeige
führt worden und zwar infolge der Stellungnahme des engliſchen
Admiral Browſing. Jch ſehe es daher als meine Pflicht an, den
deutſchen Standvunkt in dieſer Frage in aller Klarheit und Ent
ſchiedenheit zum Ausdruck zu bringen. Art. s beſtimmt: „Um die
Lebensmittelverſorgung Deutſchlands und des übrigen Europas

wird die deutſche Handelsflotte für die Dauer des
affenſtillſtandes unter näher zu vereinbarenden Vorausſetzungen

den Alliierten zur Verfügung geſtellt.“ Die Lebensmittelverſor-
gung Deutſchlands kann nur dann als ſichergeſtellt angeſehen wer
den, wenn endgültige Abmachungen zwiſchen den Alliierten und
Deutſchland getroffen ſind über die Menge und
7 zu liefernden Lebensmittel ſowie über die Bezahlung der-
ſelben.

Es iſt drinsend geboten, daß die Alliierten alsbald, möglichſt
Anfang nächſter Woche. mit genügenden Vollmachten verſehene
Delegierte nach Spa entſenden, um die Abkommen über die Belie-
ferung Deutſchlands mit Lebensmitteln und die Bezahlung der
felben endgültig abzuſchließen. Die bisherigen Verhandlungen
haben bewieſen, daß dieſe Abkommen an demſelben Ort, zur ſelben
Zeit getroffen werden müſſen. Erſt wenn dieſe beiden Fragen ſo
geregelt ſind, daß die Lebensmittelverſorgung ſichergeſtellt iſt, kann
die deut ung ſich eirwerftanden demit erklären, daß die
deutſche Handelsflotte zur Ausführung dieſes Zweckes zur Ver
fügung wird. Die deutſche Regierung ſteht alſo das Le
bensmittelfinanz- und Tonnageabkemmen als ein einheitliches,
unzertrennliches Ganzes an.

Die Bemannung der Schiffe muß durch deutſche Matroſen er-
folgen. Es iſt ſonſt ganz unmöglich die Schiffe überhaupt fahrt-
bereit zu bringen. Die deutſche Regierung verpflichtet ſich. alle die
von den Alliierten geforderten Bedingungen zur Verhinderung
der Verbreitung bolſchewiſtiſcher Agitation durch deutſche Seeleute
nach näherer Vereinbarung mit den Alliierten zu len en nd
durchzuführen.

Der Völlerbundentwurf fertig.
Paris, 14. Februar. (Havas.) Die zweite Leſung des

Völkerbundentwurfs begann am Donnerstag vormittag. Die
86 Artikel wurden nach einer eingehenden Erörterung, die
keinen Punkt unklar ließ, angenommen. Der Entwurf
wird veröffentliht weerden, ſobald er von Wilſen der
Konferenz vorgelegt ſein wird, die am Freitag um 3 Uhr zu
einer Vellßguag zuſamezentreten wird. Jn dieſer Vorſgung
wird Wiſſen den Zweck des Völkerbundes ausein-
anderſeten.

Wervolutien in Aumänien
Cenf, 13. Febenar. Nach hierher gelangten Altter

dungen nimmt die revolntionäre Bewegung in Ru
mnlen inmner größeren Unfang an.

reiſe der Deutſch

3. Jahrganug.

affeuftilſtundsghtommens.

BVerlegenheit der Gfeget.

Der Waffenſtillſtand Europas wird von Monat zu
Monat unter ſteigendem Druck der Bedingungen für
Deutſchland verlängert, und vom Frieden iſt noch keine
Spur. Manche Leute neigen dazu, das Verhalten der
Entente aus einer ſataniſchen Luſt zu erklären, Deutſch
land jede Schmach und jeden Schaden zuzufügen, aber
dieſe Erklärung iſt ſicherlich falſch. Die Staatsmänner
der Entente haben ganz andere Sorgen, als daß ſie zu
ihrem Privatvergnügen eine Bosheitspolitik gegen
Deutſchland treiben könnten.

Den Frieden haben wir einfach darum noch nicht,
weil die Ententemächte unter ſich noch gar nicht darüber
einig ſind, wie er gemacht werden ſoll, und die Waffen
ſtillſtandsbedingungen werden verſchärft, weil ſich der
franzöſiſche Militarismus vor einem militäriſch wieder
erſtarkten Deutſchland fürchtet, von dem freilich leider
in der Wirklichkeit keine Spur zu bemerken iſt. Rein
theoretiſch genommen iſt es allerdings richtig, daß die
Verzögerung des Friedensſchluſſes dem Geſchlagenen
mehr Chancen bietet als dem Sieger. Denn dieſem iſt
die Stunde nach ſeinem Sieg die günſtigſte des Frie-
densſchluſſes. Denn der Gegner iſt noch von ſeiner
Niederlage ſo betäubt, von der Ueberlegenheit des Geg-
ners, die er ſoeben gefühlt hat, noch ſo feſt überzeugt,

daß es dem Sieger nicht ſchwer fällt, ihm den Frieden zu
diktieren.

Je länger die Pauſe zwiſchen der Einſtellung der
Feindſeligkeiten und dem Beginn der Friedensver-
handlungen dauert, deſtomehr Gelegenheit gewinnt der
Unterlegene, ſich wieder zu ſammeln, wobei unter
Sammlung beileibe nicht blos militäriſche Sammlung
verſtanden zu werden braucht. Man beginnt zu über-
legen, welche diplomatiſchen Möglichkeiten ſich noch
bieten, und was der Gegner riskiert, wenn er zur Er-
zwingung unbilliger Forderungen den Krieg wieder
aufnimmt. Dieſer natürliche Prozeß der Selbſtbe-
ſinnung hat ſich auch in Deutſchland vollzogen, und ſein
Nutzen für die Zukunft wäre nicht gering anzuſchlagen,
wenn er ſich unbeeinflußt vor inneren Sorgen entfalten
könnte. Das entgeht nun wieder den Gegnern nicht,
die ſich bemühen, das moraliſche Kräfteverhältnis, wie
es im Augenblick ihres Sieges beſtand, wieder zu ihren
Gunſten auszugleichen.

Dem Beſtreben, Deutſchland dauernd zu ducken, um
les für die Pariſer Konferenz auf einen Frieden der
Niederlage zu präparieren, tritt jedoch eine entgegen-
geſetzte Tendenz entgegen, die aus der Sorge entſpringt,
Deutſchland könnte in dem Abgrund der Anarchie ver-
ſinken und in ſeinem Sturze die Siegerſtaaten auto-
matiſch mitreißen.

Daher die tollen Widerſprüche der Ententepolitik,
die einmal dem hungernden Deutſchland Lebensmittel
verſpricht, dann aber um keinen Preis die Blockade auf
heben will und die Lieferung von land wirtſchaftlichen
Maſchinen fordert, die Deutſchland braucht, um ſich ſelbſt
das Minimum ſeines Lebensunterhaltes zu ſchaffen.
Daher einmal das herriſche Verlangen, Deutſchland
müſſe im Jnnern und beſonders im Oſten, dort ſogar
teilweiſe über ſeine Grenzen hinaus, ſtrenge Ordnung
halten, dann aber wieder das herriſche Verbot, ordnung-
ſtörenden Elementen, wie den Polen, etwas zuleide zu
tun, und die Forderung durch Auslieferung der Waffen,
die Deutſchland zu der ihm von der Entente zugewieſe-
nen Miſſion braucht. Es iſt richtig, daß die Entente
unter den gegebenen traurigen Verhältniſſen beinahe
eine Befehlsgewalt über Deutſchland ausübt, aber auch
der Befehlshaber hat ſeine Autorität zu verlieren, und
er verliert ſie ganz gewiß, wenn er merken läßt, daß
er ſelber nicht recht weiß, was er will.

So aber ſtehen die Dinge. Rach vierjähriger Waf-
fengemeinſchaft ſind ſich die Verbündeten über ihre
Kriegsziele noch nicht einig, und ehe ſie zur Friedens-
konferenz mit Deutſchland gehen können, brauchen ſie
eine Friedenskonferenz unter ſich ſelber, die ſich endlos
hinzieht und niemals fertig zu werden ſcheint.
länger aber die Hinauszögerung des erſehnten

Ptigen Friedens dauert, deſto ſchwerer wird es auch der
Entente, ihre Mannſchaften unter Waffen zu halten und
der ſteigenden Unzufriedenheit der Bevölkerung zu beo
gegnen. Was ſich dann bei den immer wieder notwendig
werdenden Waffenſtillſtandsverlängerungen als Bru-
talität äußert, iſt im Grunde genommen doch nichts



anderes als der Außere Ausdruck einer ſich immer
ſteigernden Verlegenheit. Je länger dieſes grauſame
Spiel dauert, deſto weniger können uns die Sieger impo-

Vſiſt I Arbeit
Aus den langen Erwägungen über die Arbeits

loſenfürſorge iſt nun der erſte praktiſche geſetz
eberiſche Akt in Form einer Verordnung d n.
ie Frage der Erwerdsloſenfürſorge und der Arbeits

beſchaffung für Arbeitsloſe iſt eins der ſchwierigſten Kapitel
unſerer kataſtrophalen Arbeitsnot. Es iſt ſehr viel herum-
geraten worden, und nach viel Erwägungen und großer Un-
gewißheit iſt es jetzt endlich gelungen, einen klaren g ein
zuſchlagen, der den Arbeitsloſen ihr Recht werden
läßt und der zugleich dem Anſpruche der Geſellſchaft auf
größtmögliche Arbeitsleiſtung jedes einzelnen Geſell
ſchaftsmitglieds die Anerkennung erzwingen will.

Das Miniſterium des Jnnern hat als vierten RNachtrag
zu der Verordnung über die Aenderung der Erwervsloſen-
r vom 15. Januar 1919 Ausführungsanwei-
ungen herausgegeben, in denen ſchärfer als z r die

Arbeitspflicht der Erwerbsloſen auch außerhalb ihres
Berufs und Wohnorts zum Ausdruck kommt. Nach der neuen
Verordnung ſind die Gemeinden verpflichtet, die
Unterſtützung zu verſagen oder zu W wennder Erwerbsloſe ſi d eine nachgewieſene Ar
beit anzunehmen, die auch außerhalb ſeines Berufs
und Wohnorts liegen darf und ihm nach ſeiner körper-
lichen Beſchaffenheit zugemutet werden kann. Hierzu be-
merkt das Miniſterium des Jnnern ausdrücklich, daß ein
„gelernter“ Arbeiter z. B. auch „ungelernte“ Arbeit an-
nehmen muß, wenn ſie ihm eben nur nach ſeiner körperlichen
Beſchaſfenheit zugemutet werden kann.

Der vielfach geltend gemachte Weigerungsgrund der
Erwerbsloſen, daß die Verſorgung ihrer Familie bei aus-
wärtiger Arbeit unmöglich ſei, wird in der Regel dadurch
ausgeſchaltet werden können, daß nach der neuen Erwerbs-
loſenverordnung in ſolchen Fällen die Gemeinde des letzten
Wohnorts den zurückbleibenden Familienangehörigen wäh-
rend der Dauer des auswärtigen Arbeijitsverhältniſſes die
Zuſchläge zu der Erwerbsloſenunterſtützung ganz oder teil
weife gewähre kann. g

Dieſe Beſtimmung iſt zwar keine zwingende Vorſchrift
r die Gemeinden, bietet aber doch eine Erleichterung, um
rheiratete zur Annahme nachgewieſener auswärtiger Ar

beit zu veranlaſſen. Die Arbeitsloſen haben alſo keinen
Grund mehr. Arbeit auf dem Lande oder im Braunkohlen
bezirke mit dem Hinweiſe auf ihre zurückbleihende Familie

Jahesgeſchicte.

Noch zwei Sozialdemokraten in die Nationalverſammlung
gewählt.

Den Soldaten der Oftfront, die ſich an den Wahlen am
19. Januar nicht beteiligen konnten, war zugebilligt worden,
noch zwei eigene Vertreter in die Rationalverſammlung zu
wählen. Die Wahlen n jetzt r Es wurden
abgegeben für die Mehrheitsſozialiſten 7804, für die Unab-
hängigen 1945, für die Demokraten 1681, für eine parteilofe
Liſte 1389 Stimmen, außerdem wurden für die r
den Parteien nicht Stimmen abgegeben, jedoch für alle drei
unter hundert. Gewählt ſind ſomit die zwei Kandidaten der
ſozialdemokratiſchen Partei, Paul Rodemann und Peter
Kronen. Damit iſt die ſozialdemokratiſche Fraktion der
Rationalverſammlung auf 165 angewachſen.

6partakustritik an den Unabhängigen.

Parteileitung und Nationalverſammlungsfraktion
der Unabhängigen haben nenulich in einem Aufruf heftige
Töne gegen die Sozialdemokratie geredet und dieſer die
eigene „unerſchrockene prinzipielle prole-
tariſche Politik als Muſter vorgehalten. Wir
haben damals über die „Unentwegtheit“ der Unabhän-
gigen ſchon das Nötige geſagt. Nun bricht auch auf der
andern Seite die Rote Fahne über die proletariſch-
prinzipielle Unerſchrockenheit der Unabhängigen in ein
wahres Hohngelächter aus. Sie nennt den unabhängi-
gen Kompromißvorſchlag, der Nationalverſammlung
und Räteſyſtem verbinden will, „eine Miſchung von
Waſſer und Feuer“ und ſagt, die Unabhängigen wollten
mit fanlen Fianſen den unvermeidlichen Kampf um
die Macht der Arbeiterräte umgehen. Sie erklärt die
Unabhängigen für mitſchuldig an alle dem, was in den
Augen der Spartakiſten die Schuld der deutſchen Sozial-
demokratie iſt. Ruch „Noskes weiße Garden“ ſeien weiter
nichts als die fleiſchgewordene Parole der Unabhängi-
gen. Die Epiſtel ſchließt:

War dieſe Politik nicht prinzipiell, ſo war ſie doch
„unerſchrocken“, nämlich ein unerſchrockenes
Sichſelbſtohrfeigen und eine nunerſchrockene
Dreiſtigkeit gegenſiber revolutionären Arbeitern.

Wie könnt Jhr, die Jhr unerſchrocken die Gegen-
revolution geduldet habt und unerſchrocken
Euch der Revolution hemmend an dieBeine gehängt habt, wie köngt Jhr Verfſöhnte
mit Otto Wels und ſeinen ſcheidemänniſchen Mitſchäch-
tern vor revolufionäre Proletarier hintreten, um es
aufzufordern, Euch dieſe Verſöhnung und dieſe Eini-
gung im Zeichen des Kuhhandels zwiſchen Revolution
und Gegenrevolution nachzutun?

Die unabhängigen Führer können es nur, wril ſie
kein Schacher, tein fauler Friede ſchreckt,
und weil ſie ſeit dem 9. November ſich ſorgfältig gehütet
haben, ihre Taten dem Urteil ihrer Parteimitglieder,
dem Urteil ihres Parteikongreſſes zu unterbreiten.

Werden ſie nach ihren Taten gerichtet, nicht nach
ihren Worten, ſo werden die revolutionären Proletarier
ſehr bald ſich verbitten, von der Leitung der U. S. P.
in Anſpruch genommen zu werden.

„Revolutionäre Proletarier“ im Sinne der Roten
a gibt es nun in Deutſchland ſehr wenige. Die

nhänger der Unabhängigen ſind zum größten Teil nur
vrrärgerte Sozialdemokraten, die die unerbittliche Not
wendigkeit der ſozialdemokratiſchen Volitik nicht

wail ihnen die an en Führer der
n.nderheit dieſes Verſtändnis unmöglich machemüſſen erſt einſehen, daß immer uan atte erh. h in feinem

die r ergeerkt durcheinanderzuhetzihre in. Dann erſt wird die Einienneg uballg erst

J
Das rote Groß Thüringen.Die bis jetzt vorliegenden Reſultate der Landtags

wahlen in den Thüringer Kleinſtaaten zeigen, daß in
Zukunft die Sozialdem en in der thüringiſchen Po-
litik maßgebend ſein werden. Noch ſtärker als bei den
Wahlen zur Nationalverſammlung ſtellt ſich bei ihnendas Volk hinter die ſozialdemokratkfſche Batker. Es

gen vorerſt wenn man o den ußiſchen Lan
Steilen abſieht die Ergebniſſe der Landtagswahlen

aus 5 Staaten vor, und zwar aus Altenburg, Koburg,
Reuß j. L. und Reuß ä. L., ſowie aus r
Sondershauſen. Gotha wird am 23. uar, in
Weimar am 9. März, in Schwarzburg Rudolſtadt am
16. März gewählt und in Meiningen ebenfalls im März.
Die auf Grund des allgemeinen, gleichen Wahlrechts
gewählten Landesvertretungen haben ſich dann alsbald
nach ihrer Konſtituierung mit der wichtigen Frage des
n ſämtlicher neun Thüringer Klein-taaten und der chäleſens des künftigen Kleinſtaates
Thüringen zu beſchäftigen, wofür die Vorarbeiten be-
reits in einer Kommiſſion im Gange ſind. Die Klein-
ſtaaterei wird und muß aufhören. Die Wählermaſſen
aben in der Wahl der Sozialdemokraten bereits ihr

Votnum für den Einheitsſtaat ab, denn unſere Agitation
berührt dieſe Frage eingehend. Wir haben Mandate er-
halten: in S.- Altenburg 24 Sitze gegen 16 bürgerliche,
in S.-Koburg 7 gegen 4, in Reuß j. L. 13 a 8, inReuß ä. L. 9 gegen 5, in Schwarzburg-Sondershauſen
10 gegen 6. In hwarzburg-Sondershauſen ſind nur
Unabhängige“ gewählt worden, in Reuß ä. L. habendie „Unabhängigen“ 7 Mandate und unſere Partei 2.

Jn Reuß j. L. wurde eine genoſſenſchaftliche Liſte auf-
geſtellt und in S.- Altenburg und S.-Koburg ſind die
Unabhängigen überhaupt nicht vertreten. Wir ſehen,
daß dort, wo wir die Preſſe unſer Eigentum in
der Hand haben und eine gute Organiſation beſteht, die
Einigkeit und Geſchloſſenheit auch deutlich zum Aus-
druck gebracht werden kann. Nur Organiſation und
Agitation in z r Schlachtreihe bringt die Partei
vorwärts und führt zum endlichen Sieg, die Spaltung
dagegen hemmt den ganzen Aufſtieg des werktätigen
Volkes. Dieſe Lehre haben uns in Thüringen die bis-
herigen Landtagswahlen neu gegeben.

Zwangsſozialißerungen von Vergwerken.

Das Berliner Tageblatt berichtet: Jm Bornaer
Braunkohlengebiet bei Pelzig ſind am Donners-
tag Unruhen ausgebrochen. Die Arbeiter ſetzten Be-
triebsräte ein und verlangten die ſofortige
Sozialiſierung der Gruben unter Drohung mit
dem Streik. Sie handeln offenbar unter dem Einfluß
der Unabhängigen in Halle. Der Regierung iſt es ge-
lungen, etwas Beruhigung zu ſchaffen. Jn der nächſten
Woche ſollen Verhandlungen über die in Betracht
kommenden Fragen ſtattfinden.

die Beſchuldigungen gegen Radek.

Karl Radek, der in Berlin verhaftet worden iſt, dürfte
bald unter Anklage geſtellt werden. Er wird beſchuldigt,
daß er ſich zuſammen mit den deutſchen Kommuniſtenführern
am Aufruhr beteiligt und daß er die deutſche Spartakiſten-
bewegung mit ruſſiſchen Mitteln unterſtützt hat. Radek wird
ſehr ſtreng bewacht,. um einen Fluchtverſuch zu verhüten.

Zur Landarbeitsordnung.
Die neue Landarbeitsordnung verdankt ihre Entehundem Roichsbauern und Landarbeiterrat in Berlin, welcher ſich

bekanntlich aus den Verbänden der ländlichen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer gebildet hat. Die Landarbeitsordnung iſt aus den
zwingenden Forderungen der Zat heraus geboren und wird
in der amtlichen Veröffentlichung im Deutſchen Reichsanzeiger
ausdrücklich als vorläuſige Landarbeitsordnung bezeichnet. Sie
befaßt ſich in ihren Hauptpunkten mit der Abſchließung von
Dienſtverkrägen, der Feſtſetzung einer täglichen Höchſtarbeitszeit,
der Regelung der Ueberſtundenfrage und Einführung einer zwei
ſtündigen Ruhepauſe während der Hauptarbeitsperiode. Ferner
werden die Fragen der Bar und Naturallöhnung, ihrer Aus-
zahlung und ih. er Bewertung geregelt. Für Einführung einer
Arbeitsordnung zum Schutze der Arbeitnehmer und Arbeitgeber
werden ſcharf umgrenzte Richtlinien gegeben, und die
Wohnungs rage ws eine eingehende Würdigung. Die letzten
Paragraphen befaſſen ſich mit der Löſung des Arbeitsvortrags,
und auch in dieſer ſchwierigen Frage verſucht die Verordnung
beiden Teilen volle Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen.

Die Verordmung, welche in denkbar kurzer Zeit herausge-
bracht worden iſt, wird im richtigen Augenblick veröffentlicht.
Einerſeits iſt unſere Ernährung durch den Mangel an Arbeits-
kräften in der Land und Forſtwirtſchaft auf das Schwerſte be
droht, andererſeits ſchwillt die Zahl der ſtädtiſchen Arbeitsloſen
in kataſtrophaler Weiſe an. Die Landwirtſchaft hat durch den
Ausfall der Kriegsgefangenen und Ausländerarbeit einen
derartigen Mangel an Arbeitskräften, daß ſie gut und gerne
mindeſtens eine Million neuer Arbeiter aufnehmen kann. Die
Abneigung der ſtädtiſchen Arbeiter gegen die Uebernahme von
Landarbeit baſiert aber in der Hauptſache darauf, daß die bis
herige Landarbeitsordnung, ſoweit man überhaupt von einer
ſolchen reden kann, völlig veraltet und den Zeitforderungen
in keiner Weiſe angepaßt war. Die Landarbeitsordnung vom
24. Januar 1909 gibt dem ſtädtiſchen Arbeiter unbedingt die
Möglichkeit, ländliche Arbeit zu würdigen Bedingungen zu über
nehmen und dadurch ſich und ſeine Mitbürger vor Hunger zu
bewahren. Es wird ihm aber auch aus reinem Selbſterhaltungs-
trieb zur Pflicht, die ſich bietenden Arbeitsgelegenheiten nun
auch ſchnellſtens zu ergreifen. Die Landwirtſchaft bedarf ſeiner
Kraft, die Jnduſtrie wird ihm in abſehbarer Zeit keine Arbeits
gelegenheit bieten können, und unſere finanzielle Lage wird
die ungeheuere Belaſtung durch die Arbeitsloſe tzung
nur noch ganz kurze Zeit ertragen können, ohne geradezu
kataſtrophal zuſammenzubrechen. Der Erfolg der Ver-
ordnung wird ſomit in hohem Grade von der Einſicht und der
Klugheit der beſchäftigungsloſen ſtädtiſchen r ab
hängen und ihr Verdienſt wird es ſein, wenn es noch im letzten
Augenblick gelirgt. den völligen Zuſammenbruch unſerer Er-
nährungswirtſchaft zu verhindern. Die ſozialiſtiſche ie
rung glaubt ihr Teil getan zu haben nun muß der Arbeiter
ſich ſelber helfen.

Kurze Nachrichten.

ngszultand. Arbeiter und Soldatenrat
lhelmdurg denndernde

gerung ve
rechtlich erſcho Auch in Ha u iſt der Belagerungs

ver ſvartakiſtiſchen AnDie Belgier in Dulsburg.,
ruhen, die hier ſtattgefunden, und um weitere Unruhen zu ver-
hüten, ſind auf Befehl des belgiſchen Abſchnittskommandeurs
belgiſche Truppen in Düſſeldorf eingerückt.

Bolſchewiſtenansweiſungen aus Amerika und England. Um
die Verſeuchung Amerikas und Englands vom Bolſchewismus zu
verhüten, ſind in beiden Ländern Maßnahmen getroffen worden.
um verdächtige Elemente abzuſchieben. Ausweiſungen in großer
Zahl haben bereits ſtattgefunden.

zu den Geweindeiwahlen.

Die Reichs- und Landeswahlen ſind vorüber, die Ge
meindewahlen ſtehen vor der Tür. Weit inniger als mit
dem Lande und mit dem Reiche fühlt ſich der Menſch mit
dem Orte verbunden, in dem er ſeine Jugend verlebt hat,
in dem er wohnt und arbeitet, von dem er ſein Licht und
ſein Waſſer bezieht, in deſſen Schule er ſeine Kenntniſſe er-
worben hat. Viel unmittelbarer als im Reiche und Staate
wird er von den vorteilhaften Einrichtungen der Gemeinde
berührt und empfindet er Mängel in der Verwaltung der
Gemeinde und ihrer Einrichtungen. Selbſt die Wirkungen
der Landes- und Reichsgeſetze ſpürt die Bevölkerung oft erſt,
wenn die Gemeindeverwaltung als das vollziehende und
ausübende Organ mancher Geſetze in Funktion tritt.

Jn der Zukunft werden alle Bevölkerungsſchichten noch
weit mehr an der Wirtſchaftspolitik und an der Sozialpo'itik,
am Kultur- und Bildungsweſen, am Geſundheits- und Woh-
nungsweſen, am Finanzweſen der Gemeinde intereſſiert ſein.
Die Notwendigkeit der Sozialiſierung bezw. Kommunalij-
ſierung gewiſſer u wird ſich auch in den
Gemeinden in verſtärktem Maße geltend machen.

Die Finanzgebarung der Gemeinden, die der Krieg teil-
weiſe in heilloſe Unordnung gebracht hot, bedürfen grund-
legender Neuordnung. Schule und Ertiehung treten immer
ſchärfer in den Aufgabenkreis der Gemeinden Dringlicher
als je ergibt ſich für die Gemeinden die Pflicht, im Woh-
nungsbau durchgreifende Maßnahmen zu ergreifen, von der
vorſichtigen Sympathie für die Baugenoſſenſchaften zur
eigenen, mutigen, großzügigen Tat überzugehen. Jn der
Sozialpolitik hat der Krieg die Gemeinden vor unüberſeh-
bare Aufgaben re es ſei nur an das ſchwierige Problem
der Arbeitsloſenfürſorge, der Arbeitsbeſchaffung gedacht
Die Freiheit, die die Revolution allen bisherigen geſetzlichen
und behördlichen Beſchränkungen zum Trotz den gemeind
lichen Angeſtellten und Arbeitern gebracht hat. ſtellt die
Gemeindeverwaltungen in ein neues Verhältnis zu den
Beamten- und Arbeiterorganiſationen. Lebensmittelver-
ſorgung, Fürſorge für Mutter und Kind, Krankenpflege und
Beſtattungsweſen werden ſich weit größerer Aufmerkſamkeft
der gemeindlichen Verwaltungen zu erfreuen haben.

An der Durchführung aller dieſer Aufgaben ſind alle
Bevölkerungskreiſe der Gemeinde intereſſiert, ihnen allen
muß durch die Neugeſtaltung des Gemeinde
wahlrechts im freiheitlichen Sinne die Möalichkeit ge-
ſchaffen werden, an der Zuſammenſetzung der Verwaltung
der Gemeinde mitzuwirken. Nun iſt es notwendig, daß es
überall in der richtigen Art geſchieht und ſozialdemo-
kratiſche Gemeindevertreter gewählt werden.

Lokales und Propinpzfelles.

Halle, 17. Februar 1910.

Zur Frage der wilden Sozialiſierung im Vergbau.
Durch die Reichsverordnung vom 18. Januar 1919 über den

Bergbau und die vor einigen Tagen veröffentlichten Ausführungs
erlaſſe des preußiſchen Miniſters für Handel und Gewerbe ſind die
Neuwahlen von Arbeiterausſchüſſen (Bergwerks- und Zechenräten)
nach einer durch das Hilfsdienſtgeſetz nebſt ſeinen Ausführungs
beſtimmungen, ſowie nach der Verordnung vom 23. Dezember 191
über Tarifverträge, Arbeiter- und Angeſtelltengusſchüſſe und
Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten feſtgelegten Wahlordnung
vorgeſchrieben. Die nach dem ſogenannten Eſſener Muſter getätig
ten Wahlen ſollen vorübergehend nicht kritiſiert, die auf Grund
ſolcher Wahlen zuſtandegekommenen Ausſchüſſe bei Verhandlungen
vorübergehend zugelaſſen werden. Die nach Eſſener Muſter will
kürlich vorgenommenen Wahlen ſehen gemiſchte aus Arbeitern und
Angeſtellen beſtehende Bergwerks- und Zechenräte vor, die ge
eignet ſind, den unge'el ichen Beſtrebungen der Sozialiſierung von
unten herauf Vorſhrub zu leiſten.

Zu dieſer Angelegenheit werden wir vom Oberbergamt Halle
um Veröffentlichung folgender Zuſchrift gebeten:

Der „Bezirks-Vergarbeiter-Rat beim Oberbergamt Halle“ hat
eine vorläufige Dienſtanweiſung für die Betriebsräte im Mittel
deutſchen Bergrevier veröffentlicht

Nach dem in der Preſſe bereits veröffentlichten Telegramm
des Handelsminiſters vom 1. Februar ſind die gewählten Betriebs
räte lediglich zu Verhandlungen mit Behörden und Werks-
verwaltungen zugelaſſen und zwar nur für die Zeit bis zur
Wahl der Arbeiterausſchuſſe Zechenräte) auf Grund der Verord
nung der Reichsregierung vom 18. Januar 1910

Für die Befugn'ſſe der Arbeiterausſchüſſe (Zechenräte) und der
vorläufig an ihre Stelle zugelaſſenen Betriebsräte ſind zur Zeit
maßgebend die Veſtemmuagen des Allgemeinen Berggeſetzes und
des S 13 der Verordaung der Reichsregierung vom 23. Dezember
1918, welcher beſtimmt Die Arrelterauoſch e haben die wirt
ſchaftlichen Jntereſſen der Arbeiter in dem Betriebe der Verrnal
tung oder dem Bureau dem Arbeitgeber gegenüber wahrzunehmen
Sie haben in Gemeinſchaft mit dem Arbeitgeber darüber zu
wachen, daß in dem Untecnehmen die maßgebenden Tarifverträge
durchgeführt werden. Soweit eine tarifliche Regelung nicht be
ſteht, haben die Ausſchüſſe im Einvernehmen mit den beteiligten
wirtſchaftlichen Vereiniaungen der Arbeiter bei der Regelung der
Löhne und ſonſtiger Ardeitsverhältniſſe mitzuwirken. Es lieg:
ihnen ob, das gute Siavernehmen innerhalb der Arbeiterſchaft
ſowie zwiſchen ihr und dem Arbeitgeber zu fördern. Außerdemhaben ſie hr Angenineck auf die Bekämpfung der Unfall- und Ge
ſundheitsgefahren in dem Betriebe der Verwaltung oder dem Bu
reau zu richten und die Bergrevierbeamten und Gewerbeauſichts-
beamten bei dieſee Bekämpfung durch Anregungen. Beratung und
Auskunft zu unterſtützen.

Nach 8.20 der leihen Verordnung können ſie die Schlich
tungsausſchüſſe anrufen, wenn bei Streitigkeiten über die Löhne
oder ſonſtigen Arbeitsverhältaiſſe eine Einigung nicht zuſtande
gekommen iſt.

Ueber die Javer Ausageſtaltung der Rechte der Arbeireraus
ſchüſſe (Zechenräte) im Rahmen dieſer Vorſchriften wird zur Zeit
von der Regierung beraten

Die tie der vorläufigen Dienſtanweiſung“ durch
den Bezirks-Bargarbeiter. Nat. deren Inhalt zu den vorſtehenden
e teilweiſe in Widerſpruch ſteht, iſt in dem Twärti t unkt geeignet, in der Bele der Gruben Une un nruhe zu verbreiten. ch ſt irks- BergiterRu S gt h a eruar 1919.
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öchiſſer über unſere Finunzluge. Wer
Die Fgtionalverammiung hörte am Sonnabend zuerſt

eein einſtündiges ausgezeichnetes Finanzreferat des Reichsſchatzminiſters Schiffer. Die en Reichsgelder ſind total

verwüſtet, die Reichskaſſe in großer Gefahr des Zuſammen
bruchs. Wir haben nahe an 60 Milliarden ſchwebende
Schuld, wir haben das Papiergeld von 2 Milliarden auf
35 Milliarden vermehrt und brauchen e zur
Deckun g der notwendigen Koſten eine etwaige Kriegs
W r an die Feinde noch nicht mitgerechnet
19 illiarden ſtatt früher 5 Milliarden an Reichs
einnahmen. Obendrein hat die Kriegswirtſchaft ein ſkrupel
loſes Spekulanten und wüſtes Schiebertum großgezogen und
die Steuermoral total zerſtört. Schiffer kündigte die
ernſteſten Maßnahmen an, um das Reich vor dem ernſthaft

drohenden a 4 r zu bewahren. ieScheidemann mit der militäriſchen Politik der Vergangen-
heit, Rantzau mit der Unfähigkeit der deutſchen Diplomatie

w. hat, ſo brandmarkte Schiffer ein Syſtem finan-
ziellen Leichtſinns und ſkrupelloſer Verſchleuderung von
Staatsgeldern.

Da mit dem neuen Kreditgeſetz, das Schiffer begründet
hatte, die große politiſche Generaldebatte verbunden war,
ſetzte nun die mit Spannung erwartete Auseinanderſetzung
der Unabhängigen mit der Sozialdemokratie ein. Wir wiſſen
nicht, wie die Unabhängigen über ihr Ergebnis denken.
a e Urteile haben ſie geradezu entſetzlich ſchlecht
abge en.hr Redner Haagfe billigte im weſentlichen die Pro
gramme Schiffers und Rantzaus. Gegen Rantzau betonte
er nur mit beſonderem Nachdruck die Notwendigkeit der
Wiederaufnahme der Beziehungen zur Sowjetregierung, um
ſich ſofort nachweiſen zu laſſen, daß dies gerade auf Antra
Kautsky und Haaſe unterblieben iſt, als dieſe Herren no
im Kabinett ſaßen. Die ganze Wucht ſeines Vorſtoßes richtete
Haaſe gegen ske und die angebliche Gewaltpolitik der
Regierung. Jm Mittelpunkte ſeiner Rede ſtand die natür-
lich leicht auszunutzende, tief bedauerliche Ermordung Lieb-
knechts und Roſa Luxemburgs. Das Regierungsprogramm
Scheidemanns findet er natürlich rein bürgerlich, vom erſten
bis zum letzten Worte.

Der Reichswehrminiſter Noske entgegnete auf der Stelle,
daß r Kritik ſehr billig ſei, zumal es ſich lediglich um
ein Arbeitsprogranmm für die Nationalverſammlung ſelber
handle. Jn der Hauptſache aber wies er nach, daß die Re
gierung nur dort Gewalt angewandt hat, wo die freiheit
lichen Errungenſchaften der Revolution brutal mit Füßen
getreten und wichtige Reichsintereſſen durch örtliche Gewalt
herrſcher frivol verletzt wurden. Einen überwältigenden
Eindruck machte es, als Noske die Beweiſe dafür beibrachte,
daß die wichtigſten Führer der Unabhängigen und Sparta-
kiſten in den entſcheidenden Stunden die von ihnen verführten
Maſſen im Stiche e haben, wie insbeſondere Herr
Henke nach Weimar fuhr, als es in Bremen zur Entſcheidung
kam. Die Unabhängigen, die jetzt jedes Blutvergießen ſo
ſcharf verurteilen, haben nicht das geringſte dagegen unter-
nommen, als ihr Eichhorn, der erſte Mann auf ihrer Liſte,
wahllos Gewehre an jeden abgab, der eins haben wollte.
Deshalb tragen ſie die furchtbare Mitſchuld an allem ver
goſſenen Blute. Die Proteſtrufe der Unabhängigen kamen
nicht auf gegen den nachdrücklichen Beifall. mit dem die er
wählten Vertreter des ganzen deutſchen Volkes dieſe Feſt
ſtellung unterſtrichen.

Nach einer echt kapitaliſtiſchen Rede des Hanſabund-
mannes Dr. Rieſer von der Deutſchen Volkspartei wurde die
weitere Debatte auf Montag vertagt.

Weimar, 15. Februar. Nach Eröffnung der Sitzung durch
Präſident ehrenbach erklärt Miniſterpräſident Scheide-
mann, daß die Reichsregierung die Interpellation Heinze über
den Waffenſtillſtand in den nächſten Tagen beantworten wird.
Darauf wird in die Tagesordnung eingetreten.

Reichsfinanzminiſter Dr. Schiffer: Die Finanzvorlage ſieht
einen Kredit von 25 Milliarden und 300 Millionen vor.
Die 300 Millionen ſollen für Bau und Wohnungszwecke dienen.
Im Oktober vorigen Jahres ſtand das Reich vor der Erſchöpfung
ſeiner Mittel. Jch werde unſere Karten, ich werde unſere Bücher
effen auslegen. Jch werde handeln wie ein ehrlicher, an
ſttändiger und reeller Kaufmann, der auch nichts
weiter tut, als daß er ſagt: Das habe ich, nun ſeht zu, wie ich
iberhaupt weiter kommen kann. Zwiſchen Regierung und Volk
nuß auch in finanzieller Beziehund Offenheit, Wahrheit und
ückhaltloſes Vertrauen herrſchen. Die Summe aller Anleihekredite,
die uns bewilligt wordeg ſind, beträgt mehr als 140 Milliarden.
Hierzu treten an Schatzſcheinkrediten 6 Milliarden. Zuſammen be
trägt der Anleihekredit, der uns bis Oktober zur Verfügung ſtand,
146 Milliarden. Dieſe Kredite ſind flüſſig gemacht worden durch
Kriegsanleihe im Vetrage von beinahe 93 Milliarden und durch
Buchſchuldbegründungen von 53 Milliarden. Außerdem, und das
iſt ein Poſten von ganz beſonderer Höhe und ſchwerwiegender Be

Die Lebensmittelpreiſe in Halle und im Reich

Das Reichsernährungsamt hat in allen Großſtädten eine Er-
jebung über die Preiſe der wichtigſten Lebensmittel vorgenommeng.
Die Ergebniſſe ſind zu Durchſchnittspreiſen verrechnet worden. Es
koſtete z. V. ein Kilogramm
Kunde Dezember 1918: in Halle im Hurchſchnitt

des ReichsRoggen brot 52,5 Pf. 48,1 PKartoffeln 19,0 20,8100,0 Pf. 104,0 Pfiſefals 30,0 Pf. 32,2Butter 021,7Rindfleiſch 484,0 Pf. 459,3 Pf.Es wurden weiter bezahlt für ein Liter Vollmilch in Halle
56 Pf., im Reich 52,3 Pf., für ein Ei in Halle 42 Pf., im Reich
48 Pf. Man kann hernach feſtſtellen, daß gerade die wichtigſten
Lebensmittel wie Brot und Fleiſch in Halle erheblich teurer ſind
als in anderen Orten des Reiches. Bei den Kartoffeln, die in
dalle allerdings billiger ſind iſt der Anterſchied nur ein geringer.
Die Erhebung seigt im e die Lebensmittel in
Bagern, namentlich in Augsburg en ſind. Als beder teuer t r. Aüen 38 die Ji nicht; nterſ agen wenige ennige.Kur bei der Butter ſind die Differenzen Die
iſt eben allgemein.

Aber vomu e h vom 1. r 1019
2 ab ungs2 nd dere nene vot 15. mag 1019 er

folgte Kündigungen werden erſt am

Kopf wuchs,

deutung, haben wir ausgegebene Schatzanweiſungen und Re ich s
wechſel in dem ungeheuren Betrage von über s58
Mällkiarden. Damit haben wir die bew.lligten Kredite um
s Milliarden überſchritten. Dazu treten noch Kredite an unſere
Bundesgenoſſen und von Neutralen im Betrage von 9,5 Milli-
arden. Wir erhalten damit eine Geſamtſumme von 161 Milli-
arden und hätten danach die uns bewilligten Kredite um 14 Milli-
arden überſchritten. Dieſe Ausgaben ſtellen ohne Rückſicht auf die
Verzinſung die effektiven Kriegskoſten dar. Die Ausgaben ſind in
den Kriegsjahren beinahe regelmäßig angeſtiegen. Wir ver
brauchten 1914 in fünf Monaten 7,5 Milliarden, 1915 23 Milli-
arden, 1916 26,6 Milliarden, 1917 39,6 Milliarden, 1918 48,5 Mil
liarden. Die Methode unſerer Kriegsfinanzierung halte ich
mindeſtens nicht für tadelfre i. Man hatte an einen
kurzen Krieg gedacht, und als er ſachlich und zeitlich uns über den

zeigte ſich mehr und mehr, da ß wir dem nicht
gewachſen waren. Es ſind damals Unſummen verſchleudert
und dadurch Leute bereichert worden, die auch moraliſch
ſehr anfechtbar waren. ((Lebhafte Zuſtimmung.)

Auch die De mo bilmachung hat weit höhere Koſten ver
urſacht, als veranſchlagt war. Dazu kamen die gewaltig geſtiegenen
Ausgaben für den Grenzſchutz, für den Reichsanteil an der Er-
werbsloſenunterſtützung, die von 17 Millionen im Dezember 1918
auf 67 Millionen im Februar 1919 ſtiegen, für die Kriegswohl-
fahrtspflege und für die Beamtenteuerungszulagen. Die fort
laufenden Ausgaben ſind nach oberflächlicher Schätzung
von 5 Milliarden auf 19 Milliarden geſtiegen. Davon, daß die
Kriegsanleihe annulliert, die Sparkaſſen und Bank-
guthaben beſchlagnahmt werden ſollen, iſt keine Rede. Aus
der Verwertung der Heeresbeſtände werden wir freilich nicht acht
Milliarden, ſondern höchſtens 5 Milliarden herausſchlagen, denn
dieſes Heeresgut iſt zum Teil geſtohlen, geraubt, geplündert wor-
den. Wir werden alſo darauf angewieſen ſein. Deckung für unſere
Schulden und für unſere Bedürfniſſe überhaupt auf dem Wege der
Steuer vorzunehmen. Für dieſe Steuergeſetzgebung werde ich mich
von folgenden drei Geſichtspunkten leiten laſſen. Die Steuerge-
ſetzgebung möglichſt im Einvernehmen mit allen Gliedern des Rei-
2 vorzunehmen. Der zweite Geſichtspunkt iſt der, daß das

teuerweſen ſich in engſtem Einvernehmen mit dem Wirtſchafts
leben abſpielen muß. Drittens ſoll die Steuergeſetzgebung eine
ſoziale ſein. Dann noch ein Wort über das umlaufende Papier-
geld. Gegenüber einem Umlauf von 2 Milliarden im Jahre 1914
haben wir jetzt einen ſolchen von 34 Milliarden 432 Millionen,
ungerechnet das von den Kommunen herausgegebene Papiergeld
Jſt es da nun überhaupt möglich, daß wir dieſer finanziellen Nöte
jemals Herr werden? Eine endgültige Antwort kann darauf nie-
mand geben. Das hängt ab von dem Verhalten unſerer Feinde
uns Ken und von unſerem Verhalten Jch bin entſchloſſen,
alle Machtmittel gegen diejenigen anzuwenden, die ſich den Pflich-
ten gegenüber dem Staat und dem Reich entziehen, und ich werde
den Betrug gegen den Staat nicht milder, ſondern ſtrenger als
jeden anderen beſtrafen. Jch glaube an den geſunden Kern un-
ſeres Volkes. Jch glaube an die geſchichtliche Sendung und ich
glaube an den Beruf dieſer von dem geſamten Volke gewählten
Nationalverſammlung, voranzugehen auf dem Wege des Rechtes.,
auch auf finanziellem Gebiet. Beifall und Händeklatſchen im
Saal und auf den Tribünen,)

Abg. Haaſe (U. Soz.): Die Rede des Reichsfinanzminiſters
hat die ganze wahnſinnige Frivolität, Gemeinheit und Unmoral
des Krieges aufgezeigt. (Sehr wahr! bei den U. Soz.) Schiffers
Rede hat der ganzen Kriegsrolitik das Todesurteil geſprochen.
Das Hindenburgprogramm war das Treiben eines verbrecheriſchen
Bankerotteurs. Daß im Wirbel der Revolution auch unnütze Aus
gaben gemacht werden, beſtreitet kein Verſtändiger. Aber die über-
triebene phantaſtiſche, verleumderiſche Hetze gegen die A.- und S.
Räte hat der Reichsfinanzminiſter heute erledigt. Die Arbeiter
räte ſind keine vorübergehende Erſcheinung, man findet ſie in allen
Ländern. Bei der Sozialiſierung der Betriebe. die nicht durch die
Nationalverſammlung herbeigeführt wird (Sehr“gut! bei den
U. Soz.) haben ſie wichtige politiſche und ökonomiſche Aufgaben.
(Sehr wahr! bei den U. Soz.) Die Zerrüttung unſerer Finanzen,
die Arbeitsloſigkeit, die Erſchütterung unſeres ganzen wirtſchaft
lichen und ſozialen Lebens wird neue ſchwere Kämpfe heraufbe-
ſchwören. Jn welcher Form ſie ſich abſpielen, hängt von der Po
litik der Regierung ab. Es fehlt die Uebernahme der Eiſenbahnen
und Waſſerſtraßen aufs Reich. (Zuruf: Eisner!) Es fehlt die
Juſtizreſorm, es fehlt die Amneſtie. (Zuruf bei den Soz.: Die
kommt, wenn Sie mit dem Blutvergießen anfhören.) Die Kämpfe
provozieren doch Siel (Stürmiſcher Widerſpruch bei den Soz.)
Niemals wurde in Berlin Recht und Geſetz ſo mißachtet. wie unter
dieſer Regierung der Willkür und Gewalt. Denken Sie nur an
den Schießerlaß des Herrn Noske. (Noske meldet ſich zu Wort.)
Der atmet ganz den muffigen Geiſt von 1820. (Zuruf bei den Soz.:
Schießen dürfen nur Spartakiſten.) Wie hat man die wehrloſen
armen Gefangenen Liebknecht und Roſa Luxemburg (Widerſrruch
rechts) hingemordet. (Lebhafte Zuſtimmung bei den U. Soz.)
Das Jchbewußtſein des Herrn Noske hat ſich in maßloſer We ſe
geſteigert. Gegen die Kommuniſten wird jetzt eine gemeine und
niedrige Hetze getrieben. (Zuruf: Verurteilen Sie erſt die Hetze
und Gewalttätigkeit der Spartakiſten.) Niemand beſtreitet der
Regierung das Recht, Gewalt gegen Gewalt anzuwenden. Wie
wir früher dieſe Revolution vorhergeſagt haben, ſo ſehen wir jetzt
den Gedanken der Arbeiterklaſſe ſieghaft vorwärts ſchreiten und
unaufhaltſam vordringen zur Republik, die ſich füllen wird mit
ſozialiſtiſchem Jnhalt. (Lebhafter Beifall bei den U. Soz.)

Reichswehrminiſter Noske: Das Regierungsprogramm iſt
lediglich Arbeitsprogramm für dieſe Verſammlung. Nur ein klei-

ert, daß die Karten innerhalb dieſer Zeit an ſechs be-
liebigen Arbeitstagen, die nicht unmittelbar aufeinander zu olgen
brauchen, benutzt werden dürfen Jm übrigen bleiben die Tarif-
beſtimmungen über die Ausgabe der Arbeiterwochenkarten in
Geltung.

Bund techn Berufsſtände. Die Ortsgruppe Halle des
Bundes techniſcher Berufsſtände. welche alle in Halle beſtehenden
techniſchen Verbände umfaßt, hat ſich in ihrer letzten Sitzung auch
mit den Stadtverordnetenwahlen de err Stadtverord-
neter re hielt ein kurzes Refergt und führte begründend aus,
daß beſonders der Techniker in der StadtverordnetenVerſammlung
ein reiches Arbeitsgebiet vorfinden wird. Jm Jntereſſe der Kom
mune wie auch der Techniker liege es demgemäß, daß Techniker im
Stadtparlament Sitz und Stimme haben. Es war in der Ver-
ſammlung greße Stimmung für die Aufſtellung einer eigenen
Wahlmännerliſte vorhanden. Jn auf die nur noch geringe

r ügung ſtehende Zeit wurde jedoch davon abgeſehen undber eſchluß gefaßt, den einzelnen an der Wahl beteiligten poli

tiſchen rieten entſprechende Kandidaten für die Liſten anzubie
ten. Auf der Liſte der alten
Partei ſtehen zwei Techniker. der Oberingenienr Vollbrecht
und der Ingenieur Haerdel.

W für nen. Auf die am Montag den17. er h in der Aula r Operreeifaul
am Wettiner Platz und Reform-Realgymnaſiums,

rrieſenſtraße, in denen Stadtarzt Prof v. Drigalski undWeters über die unſeren Frauen und Töchternehe J prech ird nochmals aufmerf acht Vollkotü Diekechen, wird n mals eram gen

keiht Gewultpoſitil?
nes Stück Wegs gehen wir mit den bürgerlichen Parteien zuſam
wen. Wir haben mit ihnen keine Ehe auf Lebenszeit. Aber was
immer im Programm ſtände, Herr Haaſe würde es ſchlecht finden.
Er rühmt ſich uns gehenüber als grundſatztreuen Vorfechter des
Sozialismus. Aber in der „Roten Fahne“ leſe ich täglich, daß die
Unabhängigen die faulſten Kompromißler ſind. (Heiterkeit.)
Haaſe und ſeine Freunde haben die Niederlage gar nicht vorher
geſehen, ſondern noch gegen den Eroberungstrieg proteſtiert, als
Deutſchland längſt für ſeine nackte Exiſtenz kämpfte. Wir haben
alle Kraft aufgeboten, dieſe Niederlage abzuwehren, deren ver
hängnisvolle Folgen das Volk ſpürt und noch härter ſpüren wird.

In bezug auf das Verhältnis zu Rußland hat
Kautsky vor etlichen Monaten den Abbruch der Be
ziehungen zu den Bolſchewiſten beantragt. Dieſem
Antrag hat Haaſe zugeſtimmt. Es iſt beſchloſſen
worden, die Zureiſe der Ruſſen nach Berlin ab-
zulehnen. Damit fallen die Vorwürfe, die Haaſe im
bezug darauf jetzt der Regierung macht, in ſich zuſam-
men. Die Sorge für Heer und Marine iſt mir über-
tragen worden.

Den Beſtand an Wehrmacht bilden die Verbände
der Freiwilligen. Es iſt nicht wahr, daß dieſe
Truppen der Gegenrevolution dienen. Hochachtung
vor den Männern, die ſich bereit gefunden haben,
weiter die Waffen zu tragen, um unſere Grenzen
zu ſchützen. Preſſefreiheit, Meinungsfreiheit, wahre
Demokratie ſind die revolutionären Errungenſchaften,
aber dieſe Errungenſchaften ſind nur dort angetaſtet
worden, wo die Spartakiſten geherrſcht haben.
Redner wendet ſich gegen das Treiben der Henke in
Bremen, ferner eines Mitgliedes der Nationalverſamm-
lung aus Braunſchweig und andere. Wo ſolche Verſuche
der Vergewaltigung gemacht werden, wird der Bevölke-
rung von der Regierung geholfen werden. Die Auf-
nahme in den Verband der Freiwilligen wird ſorg
fältig geprüft. Es geht anders zu, wie bei Aufnahme
der Sicherheitsmannſchaften in Berlin durch Eichhorn.
Es erfolgt die Aushebung Wehrpflichtiger in geringer
Zahl im Oſten. Das iſt unumgänglich notwendig. Gegen
den polniſchen Jmperialismus iſt heute noch deutſche
Erde zu verteidigen. Jn Berlin, Bremen, Bres-
lau und anderen Orten herrſchte infolge des Nah-
rungsmittelmangels eine verzweifelte Stimmung. Das
hat zu Räubereien, Plünderungen uſw. geführt. Jn
Berlin und Bremen haben die Kämpfe zum Teil poli-
tiſchen Charakter gehabt. Daß in den letzten Wochen in
Berlin manches vorgekommen iſt, was bedauerlich iſt,
habe ich gemißbilligt.
Im Falle Liebknecht iſt das Rechtsverfahren im Gange.Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß jede Schuld reſtlos
gerichtlich beſtraft wird, wo ſie feſtgeſtellt werden kann.
Als ich nach Berlin kam, wurde Gewalt angewendet
von einer Minderheit. Jch bedanere jedes Menſchenleben.
(Zuruf: Heuchler.) Aber wo die Leben Tauſender ge-
fährdet ſind, iſt es ſelbſtverſtändlich, daß zugepackt wird.
(Stürmiſcher Beifall, heftiger Widerſpruch bei den Un
abhängigen.) Die Regierung kann mit gutem Gewiſſen
Rechenſchaft abgeben. Auch ich kann vor der National
verſammlung mit gutem Gewiſſen beſtehen. (Zuruf:
Augen rechts!! Wochenlang iſt in Berlin von einer

wahnwitzigen Agitation die Bevölkerung auf
as ſchärfſte beunruhigt worden. Die Aufpeitſchung der

Menge iſt auf allen Straßen offen betrieben worden.
Wo waren denn da die um das Menſchenleben ſo ſorg-
ſam bedachten Herren Haaſe und Genoſſen? Wo waren
die Männer, um dieſem verbrecheriſchen Treiben zu
ſteuern. Auch heute noch beſteht eine Unſicherheit in
Berlin, weil in geradezu wahnwitziger Weiſe die Ar-
beitsloſen aufgepeitſcht werden. Redner berührt noch
die Vorgänge in Bremen und Cuxhaven und führt die
Fälle an, die dort zum militäriſchen hre geführt
haben. Redner erntet lebhaften Beifall, ſowie ſtarke
Mißfallensbezeugungen bei den Unabhängigen.

Abg. Rieſſer r Volkspartei) gibt namens ſeiner
Fraktion eine Erklärung ab, durch die ſie die Republik, die
durch die verfaſſunggebende Nationalverſammlung eine
Rechtsgrundlage erhalten hat, anerkennt und weiter, daß
die Erhaltung der monarchiſtiſchen Staatsform ausgeſchloſſen
iſt. Die Partei iſt bereit, der republikaniſchen Staat
ihre Anerkennung nicht S verſagen und an dem Aufbau
der republikaniſchen Verfaſſung mitzuarbeiten. Das
Schwergewicht ſolle man nicht auf das rein Politiſche,
ſondern auf das Wirtſchaftliche legen.

Nach einer perſönlichen Bemerkung des Abg. Henke-
Bremen verkündet der Präſident, daß die nächſte Sitzung
am Montag, den 17. Februar, nachmittags 2 Uhr in Fort
ſetzung der heutigen Tagesordnung ſtattfindet.

Schluß der Sitzung 7 Uhr 40 Minuten.

Krieg und Volksgeſundheit. Das ſtädtiſche Geſundheitsam:
ſchreibt uns: Faſt 48 Jghre hindurch führen nunmehr unſere Geg-
wer einen maßlos grauſamen und völkerrechtswidrigen Hunger
krieg auch gegen unſere Frauen, Kinder, Greiſe Kranken und
ihn bis zum heutigen Tage fort Darnnter leiden natürlich die
auch während des Krieges ſoweit als fortgeſetzten
Bemühungen zur r der Volk blich, die inder Hauptſache jetzt auf die Eindämmu
Krankheiten gerichtet waren. insbeſondere e und
lach, die früher in Halle eine unheilvolle Rolle lten und in den
letzten Jahren vor dem Kriege erfreulich zu nungen waren.
Dieſe Seuchen konnten in Halle auch des iem
lich niedrig gehalten werden. ebenſo wie Typhus und Ruhr.Anders ſteht es mit der Tuberkuloſe. Je die
rungs und Abſonderungsmöglichkeit deſto dert
Kampf gegen die Tuberkuloſe je beides wird eherwird ſie ein Inteiger zeigen. bei wärde ſchon ein an g-
ſamer Anſtieg der Tuberkul rblichkeit mmachen da v um eine lan m ausbreitende chron

benshaltung und
kuloſe- Todesfälle betrug nun 1914: 1915: 301, 1916: 227.,
1917. 512, 1918: 558, d. h. die Zahl der Taberkuloſe-

t h r 27als 94 Prozent zugenommen eſe mfürchterlicher Deutli teit wie notwendig die h
haltung geworden iſt, wie nötig es t Produktion und

damit die v lſteigern, and wie
Brotgetreido und

eben don dere t e e
a.
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Es verden keſen 1. Geheimrat Profeſſor Dr. Abderhalden
über „Grundlagen der Ernährung und des Stoſſwechſels“ am 21.,
27. Februar, 3., 10., 13. März. 2. Profeſſor Dr. Waetoldt
über „Die neue Kunſt am 236. Februar, 1., 5., 8., 12., 15. März.

Geheimrat Profeſſor Dr. Waentig über „Arbeiterfrage und
Arbeiterbewegung in den wichtigſten Kulturländern vor dem
Kriege am 17., 20., 24., 27., 31. Märg, 3. April. 4. Geheimrat
Hrofeſſor Hr. Mie über „Elektrizität und Magnetismus“ am 22,
6., 29. März 2., 9. April. Die Vorträge 13 finden im
zrößten Hörſaal der Univerſität Nr. XVIII im Melanchtbonianum,
r. 4 im Phyſikaliſchen d Paradeplatz 7, ſtatt. Beginn

Uhr. Programme und Eintrittskarten ſind in den in dieſer
eitung unter den Anzeigen angegebenen PVoarkaufsſtellen zum

reiſe von 1 Mark fe einen Kurſus zu erdalten. nur eine
egrenzte Anzahl von Plätzen vorhanden iſt, empfieblt ſich ein
„nldiger Einkauf.

Der Verkanf von Quart am Dienstag, den 18. Februar
1919, auf den itt 9 für eingetragenen Kunden bei demilchhändler Harniſch, Schülershof 15 und bei der Milchhändlerin
chwenke, Beeſener Straße 68. Auf jeden Abſchnitt wird ein

albes Pfund abgegeben.
Städtiſcher Eiernerkagf ig der Ta le, am Dienstag.

en 18. Februar 1919, für die Lebensmittelſcheine 19 501——20 000
mittags von --12 Ahr und 20 001-22 000 nachmittags von
-6 Uhr. Für jede Perſon eines Haushaltes wird ein Ei zum

reiſe von 42 Pis. abgegeben.
Städtiſcher Verkanf von Soeiſfefett in der Talamtſchule, am

Dienstag. den 18. Februar 1919, auf die Lebensmittelſcheine
17 50120 000 vormittags von 8--12 Ubr und 20 001--22 000
achmittags von 28 Uhr. Für jede Perſon eines Hanshaltes

nmerden 55 Gramm zum Preiſe von 30 Pfg. abgegeben.
Stadttheater. Heute, Montag, gelangt s Dreimäderl-

nus“ zur Aufführung. Dienstag „Die weihe Dame“. Mittwoch
armen“. Donnerstag Johannisfener“ von Sudermann. Frei-

a „Der arme Heinrich. Sonnabend nachmittag Schülervor-
ung „Maria Stuart“, abends „Sinfonie Konzert unter Lei-
n von Prof. Paul Graener. Sonntag nachmittag Volksvorſtel-

ing „Ueber unſere Kraft“, 2. Teil, abends, erſte Wiederholung
nan Verdis Over „Aida“.

Die wirt Kaftliche Verein prakt. Jahaärzte zu Halle a. S.
nd Umgegeiff E. V. dittet das Pudlikum, den aus dem Felde
imtehrenden Zahnärzten das volle Vertrauen, das es ihnen

rüher Flſonnt hat, auch weiterhin entgegenzubringen. (Siehe
inzeige.

Ammenderſ. Die Mitgliederverſammlung der
lten ſozialdemokratiſchen Partei findet heute abend nicht bei

Lrandmann, ſondern im Reſtaurant zur Warte ſtatt.
eerſeburg. Sitzung des Kreisarbeiterrats.

Am Sonnabend, den K Februar 1919 hielt der Kreisarbeiterrat inerſeburg im Kreishaue einer Sitzung ab, zu der ſolgende Tages-
ordnung zur Beratung ſtand 1. Gemeinderatswahlen, 2. Bericht
über die Ardeitsgemeinſchuft in der Land wirtſchaft. 3. Verſchie-
denes. Zum erſten Punkt berichtet Fiedler über die
Anordnungen die für die Gemeinde- und Stadtverordnetenwahlen
etroffen worden ſind, leider konnten vom Landrat beſtimmte An-
ordnungen nicht eher ergeben, da die Ausführungsbeſtimmungen
rſt am heutigen Tage beim Landratsamt eingegangen ſind. Davorläufig nur die Wahlen für Gemeindeparlamente ſtattfinden,

nuß überall verſucht werden. die befähigſten Leute auf die Liften
u bringen, da aus den Cewählten dann die übrigen kommunalen
Zinrichtungen beſetzt werden können und nur ein Nachziehen aus
en Liſten der in andere Stellen gewählten Abgeordneten ſtatt
ndet. Seneſfe Krüger macht ſehe intereſſante Ausführungen über
ie zukünftigen Aufgaben der Vertretungen und über deren even-
nelle Entwillung in der neuen Staatsform. Jn der Disknuſſion
men dann noch eine Anzahl Fälle aus den Femeinden Burg-
ebenau, Schlettau Grof ndorf, Angersdorf u. a. m. zur
vrache. avs det folgender Antrag hervorgeht: Auf Grund S 49 der

andgemeindenrdnung befchließt der Kreisarbeiterrrat, den Voll-
asgusſchuß zu keauftragen, für alle Gemeinden. in welchen eine

meindevertretung nuht be r die einer ſolchen
aſtreben, ſo daß bis zum 2 2 1919 die Wahlen daſelbſt noch„ogen werden können. Genoſſe Langer berichtet dann bei Punkt

er Tagesordnung üher die Tätigkeit der jetzt wieder beſeitigten
rbeitegemeinſchaft in der Landwirtſchaft. Er ſchildert wie ſchwie-
ig die Verhandlungey ſich geſtaltet hätten und wie man dann
ber doch über den Lohn der männlichen Arbeiter einig geworden
i. Leider haben aber dann die Landwirte in einer Verſammlung
en Beiſivern Richtlinien gegeben, die bei den nächſten Verhand

ingen zur Löſung der Arbeitsgemeinſchaft führten. Speziell dieHeſchäftigung der Frauen der Landarbeiter war der Anlaß hierzu,

nn nur 150 Tage oder 309 halde Tage follten dieſe den Landwir-
ten zur Verfügung ſtehen, wahrlich ein ſtarles Stück, und dafür
wollte man den Frauen einen Stun u von 25 Pfennig geben,während 45 Pfennig gefordert waren. eſe Zugeſtändniſſe muß-

ten die Arbeitnehmer ablehnen und damit ging die Sache ausein-
nder. Dies hatie zur Folge. daß die Arbeiter der Zimmer-

Ah Weissenfels.S

Dienstag. den t8. Febr. !9,
infeng 7 Uhr. Ende 10 Uhr
Die wersss Dame.

Kow. Oper von Bolden.
Mittwoch

Alte ſozialdemokratiſche Partei Deutſchlands.

Vorſitzende: Ebert Scheidemann.

mannſchen Güter in den Streit traten und geſchloſſen zeigten, daß
ſie ihre Forderungen vertraten Eine neue Zuſammenfunft u heute nicht die drückenden

9

Heer noch einige Tage oder zwochen ſtandgehölten, dann dätten wir4 Mafſenſtiitanvebedingunsen.
aber trotzdem nun wieder baldigſt herbeigeſithri werden. Der Lohn Schuld daran hatte natürlich auch wieder die Sotiakdemotratie
für die männlichen Arbeiter von 30 veſp. 33 Mark pro Woche mus
weitergezahlt werden. Es wird dann beſchloſſen, am Sonntag, den
16 Februar 1919, vormittags 10 Uhr eine Landarbeiterkonferenz
im Tivoli in Merſeburg abzuhalten. Die Einladungen haben
die Kreisratsmitglieder ſelbſt zu erledigen, ebenſo ſind die Koſten
von den Erſcheinenden ſelvſt zu tragen. Alle Redner zu dieſem
Punkte äußerten ſich im zuſtmmenden Sinne. Punkt 3. Genoſſe
Schmösller berichtet einen Fall aus Cröllwitz bei Dürrenberg über
die Vehandlung eines Dienſtboten, auf Antrag des Genoſſen Krü-
ger wird der Fall ſofort von dem Vollzugsrat den Jnſtanzen äber
wieſen. Eine Angelegenheit aus Papitz, wegen Beſchlagnahme von
Erbſen wird richtig geſtellt und der Vertreter Böge ſtellt die ein
wandfreie Tätigkeit des dortigen Arbeiterrats feſt. Die Sache wird
als erledigt betrachtet Der Vorſitzende erklärt dann die irrtüm-
liche r über die Rationierung der Ziegenmilch. Er ſtellt
feſt. daß dies nie beabſichtigt war und auch nicht ſtattfinden wird,
es ſollten nur Erhebungen angeſtellt werden um einen Höchſtpreis
feſtzuſetzen, was auch geſchehen iſt Größere Ziegenhaltungen ſind
nur zwei im Kreiſe, davon iſt eine Ziegenzüchterei, die andere eine
neben zroher Rinderhaltung betriebene Liebhaberei. Jn einem
Falle aus Wehlitz wird berichtet, daß nicht wie früher dargelegt
wurde, der Gutsbeſitzer zu wenig Milchvieh hält, ſondern im Ge
genteil derſelbe reichlich ſolches beſitzt und auch ſeinen Verpflich-
tungen in der Ablieferung von Schlachtvieh den Anordnungen
entſprechend voll und ganz nachgekommen iſt. Hierauf berichtet Ge-
noſſe Krüger über die Kreisausſchußſitzung und über den Kreistag,
worüber ja ſchon an anderer Stelle Bericht gegeben war, ſo daß
ſich hier weiterer Ausführungen erübrigen. es weiteren erhebt
ein Arbeiterratsmitglied Beſthwerden über die Lebensmittel-
verteilungsſtelle in Burgliebenau und den dortigen Lebensmittel-
verteiler, es wird beſchloſſen denſelben ſeines Amtes zu entheben
und das Landratsamt mit der ſofortigen Ausführung der Rege-
lung zu bauftragen Auch die Ablieferung der Butter wird einer
ſcharſen Kritik unterzogen und in Burgliebenau, Benn-
dorf und einigen anderen Orten feſtgeſtellt. Der Vollzugsausſchuß
und Kreisſekretär werden beauftragt, ſofortige Abhilfe zu treffen.
Auch über rerſchiedene zu Unrecht erfolgte Schlachtungen und die
leider etwas oberflächliche Tätigkeit bei der Feſtſtellung des
Schlachtgewichts wird Beſchwerde aus Franklek. Holleben und
Kenſchberg geführt und das weitere veranlaßt Zum Schluß nahm
der Kreisarbeiterret noch Stellung zu der Ueberhandnahme der
Vergnügungsſucht. Hier wird jeder örtliche Arbeiterrat beauf-
tragt, Einhalt zu bieten und überall dahin zu wirken, daß die Ge-
nehmigungen nur in gewiſſer Zwiſchenräumen zu erteilen ſind,
Moaskenbälle dagegen ganz verboten werden. Dieſe Maßnahmen
ſollen ſtrengſtens durchgeführt werden.

Delitſch. Dienstag, den 18. d. Mts., von früh 8 bis 12 Uhr
erhalten alle die Haushaltungen, welche bei der letzten Verteilung
nicht berückſichtigt werden konnten, gegen r der Lebens
mittelſcheine und der Fleiſchkarten die Wurſt- und Fleiſchkonſerpen
in den Fleiſchereien, wo ſie als Kunden eingetragen ſind, nach-
geliefert. Haushaltungen, welche in der laufenden Schlachtperiode
geſchlachtet haben oder noch ſchlachten werden, ſind vom Bezug
ausgeſchloſſen. Unbefugtes Abholen wird beſtraft. Haushaltungen
mit 1 bis 2 Perſonen erhalten 1 Pfund, mit 3 bis 5 Perſonen
2 Pfund, über 5 Perſonen 3 Pfund.

Weißenſels. Wähler-Verſamlung.
den 18. Februar, abends 68 Uhr findet im Goldenen

Am Dienstag,
irſch

eine Wahler- und Wählerinnen-Verſaammlung ſtatt, die ſich mitder Stadtverordnetenwahl beſchäftigen wird. Der Abg. der Na-
tionalverſammlung F. Feld mannn und der Stadtverordneten-
kandidat Oberlehrer Weißinger werden über das Thema Ge-
meindepolitik und Sozialdemokratie ſprechen.

Artern. Volksverſammlung. Am Sonnabend, den
8. Februar, fand im Schützenhaus zu Artern eine öffentliche Volts-
verſammlung ſtatt. Genoſſe A. Müller, Halle, ſprach über dasThema Die Sozialdemokratie und die Gemeindewahlen“. Seine
1*ſtündigen Ausführungen wurden beifällig aufgenommen. Da
Diskuſſion nicht gewünſcht wurde, wies Redner in ſeinem Schluß-
wort auf die Notwend gkeit der Parteizugehörigkeit hin und
würdigte in kräftigen Worten den Wert der Parteipreſſe für die
Wahlen und Agitation, ſowohl wie für weitere politiſche Schulung
und Aufklärung der Abonnenten. Nachdem der Vorſitzende Gen.
Preuß auf die notwendige Beteiligung an der Wahlarbeit hin-
wies, welche nur den endgültigen Erfolg ſichere, wurde die gut-
beſuchte Verſammlung geſchloſſen mit dem Hinweis, daß jeder
dafür wirken ſolle, daß die ſozialdemokratiſche Partei ſiege.

Ritteburg. Jm Anſchluß an eine Verſammlung von der
Sozialdemokratie fand hier im gleichen Lokale eine Verſammlung
des Bundes der Landwirte ſtatt. Ein Redner pries dort die
Segnungen, die der Bund der Landwirte der Landwirtſchaft ge
bracht und ſchimpfte auf die Mehrheitsſozialiſten, die an allem
ſchuld ſeien. was er damit zu beweiſen ſuchte, daß die Sozial
demokratie in der Zeit der Revolution bis heute bewieſen kabe,
daß ſie nicht Herr der Situation werden könnte. Erſt habe ſie die
Revolution gemacht und nun könne ſie nicht weiter. Hätte unſer

und zu den kommenden Reichstagswahlen müſſe jeder Landwir
wiſſen, was er zu tun habe. Jn der Diskuſſion ſprach unſer Ge
noſſe Müller. Es war ihm ein leichtes, die Haltloſigkeit dieſerBehauptungen nachzuweiſen Er kennzeichnete dieſes Gebahren
in einer Zeit, wo aller Augen auf Weimar gerichtet ſeien, als
beſonders verwerflich und bezeichnete die Art unter dauerndem
Beifall der Verſammlung als echt deutſch-national. Der Redner
chien auf das Schlußwort zu verzichten und können wir mit dem

lauf dieſer Verſammlung auch ganz zufrieden ſein. Jedenfalls
hat ſie auſtlärend in unſeren Sinne gewirkt. U Ortsverein,
der ohnehin ſchon über 30 Mitglieder zählte, hat ſeinen Mit
gliederſtand um einige zehn erhöht und der Volks
ſtimme neue Leſer gewonnen.

Lehte Nachrichten.

Die Rotionalwahlen in Denutſch-deſterreich.

Wien, H. Februar. Die muſterhafte Ruhe, in der u
die Wahlen für die Nationalverſammlung im Wiener Stadt-
bezirke vollzogen, dauerte bis zum Schuſſe der Wahlaktion
an. Die Beteiligung der Wähler war nach den bis nach
9 Uhr abends vorliegenden Ziffern ſehr groß. Man ſpricht
von ungefähr 80 Prozent. Die erſten Wahlergebniſſe lagen
gegen 549 Uhr abends aus Wien Neuſtadt vor, wo nach
privaten Meldungen die ſozialdemokratiſche Liſte
mit großem Vorſprunge ſiegte.

DeutſchHeſterreich liefert kein Ciſenbahnmaterial ab.
Wien, 16. Februar. Die Forderung der italieniſchen

Waffenftillſtandsdommiſſion auf Aus lieferung von
100 Lokomotiven und 2000 Waggons beantwortete
das Staatsamt für Heeresweſen im Einverſtändnis mit dem
Staatsamte für Aeußeres dahin, daß die Ablieferung des
W rrit Ffenvohnwaterlots für Deutſch- Oeſterreich un
möglich ſei.

Revolutionsgefahr in gtalien.
Züſrich. Nach einer Meldung des „Zür. Anz.“ habe in Jtalien

die revelutionäre Bewegung zugenommen. Die Eiſenbahner
große Lohnerhöhungen und eine kürzere Arbeitszeit. Außerdem
ehen ſie darauf aus, Arbeiterräte zu bilden. In allenStedten ſchwillt das Heer der Arbeitsloſen ſehr beträchtlich an, ſo

daß wenig Hoffnung beſteht, daß den Jtalienern eine Kriſe erſpart
bleibt. Um nicht weiter auf einmal Hunderttauſende in die gro
Städte zu werfen, ordnete die Regierung eine Verlangſamung
Demobiliſterung an.

Bekanntmachung.

Die Inhaber von Apotheken und Drogengeſchäften werden hier-
durch aufgefordert, am Dienstag, den 18. Februar 1919, im Stadt-
ernährungsamt, Marktplatz 22, Zimmer 9, vormittags von 8--41
Uhr, die Bezugsſcheine für Saccharin abzuholen.

Ein Ausweis iſt mitzubringen
SHalle, den 17. Februar 1919. Der Magiſtrat

velanntmachung.

Umrechnung der Verſorgunsszeit der Fleiſchſelbſtverſorger,
Die Erhshung der Wochenmenge an Fleiſch för die verſor-

gungsberechtigte Bevölkerung macht eine Heraufſetzung der durch
S 13 Abſ. 2 der Verordnung über die Regelung des Flefiſchver
brauchs vom 20. 9. 1918 (R. G. Bl. S. 1117) auf 400 Gramm be-
grenzten Wochenkopfmenge für die Selbſtverſorger notwendig.
Durch Verordnung des Herrn Staatsſekretärs des Reichsernäh-
rungsamts iſt die wöchentliche Verbrauchsmenge an Schlachtvieh
fleiſch für die Selbſtverſorger auf 500 Gramm mit Wirkung vom
3. Februar d. Js. erhöht worden.

Jnfolge dieſer Neuregelung verkürzt ſich die Zeit, für welche
die Fleiſchkarten entzogen ſind. bei denjenigen Selbſtverſorger
welche ſich vor dem 3. Februar durch Hausſchlachtungen mit Fleif
eingedeckt haben, von dieſem Zeitpunkt an entſprechend der er-
höhten Wochenkopfmenge. Zwecks Aenderung des Fleiſchkarten-
Sperrvermerks werden die Selbſtverſorger aufgefordert, den Le
bensmittelſchein im Stadternährungsamt, Marktplatz 22, II. Zim
mer 23, vormittags von 8--1 Uhr und zwar diejenigen
mit den Anfangsbuchſtaben A--K in der Woche vom 17.—-22. Febr.
mit den Anfangsbuchſtaben L--Z3 in der Woche vom 24. Febr,

bis 1. März
vorzulegen.

Halle, den 17. Februar 1919.

Weissenfels.

Carmen.
Donnerstag:

e. ſr

Gemeindepolitik

I a Gier Reſerenten:Kreienageaboeordneter F. Peld mann. Mitglied der Nationglverſammlung
Oderleer J. Welaainger, Kandidat zur Stad verordneten Verſammlung

2. Freie Ausſprache.

Deutachland a
E e Abſchiedsvoit.rofeſer F. Ewald Berßler,

Mirdueder 30 Pig., M. Gannn W Pfa.

Wähler und Wähleriunen- Verſammlung
Dienstag, den 18. Februar, abends 7*, Ahr,

im Hotel „Goldener Hirſch“.
Tagesordnung 2276

erſparen Bas!
Für Steh u. Hängelicht.

1 Stüch 95
12 Stück 10.80
25 Senck 321. 35

Daucrwäſche Vertrieb

Kl. Berlin 2,
eine Treppe, Ecke Sternſtr.

Gute Glühkörper De Publikum wird gebeten, den

nunmehr aus dem leeresdienst
heimgekehrten Zahnärzien das Ver-
frauen, das es ihnen früher geschenkt

hat, wieder enigegen zu bringen.

III
und Sozialdemokraktie.

Sandagon Kertzscher, er

Eine Brieftaſchemit eiwa 500 M. Faviergetd, ein.
Scheck über M. 1209.30 und einem
Reiepaß von Deſſauerſtr. 10 dis
Walballa, von da mit der Elektr.
bis Rann. Str. verloren gegangen.
Der ehrl. Finder wird gebeten ſie

Der Emnberufer. 5 entſpr. Beiohn. abzug. bei
Wolkf, uerſtr. 16. od. bei der

gewissenhatie, tach- Firma Hugo Hecheit, Deſſauerſir52

z W Bl à i Bee E

kundige Ausführung
(Das Massnehmen
und Anlegen wird
wieder von mir
selbst besorgt.)

n h

ind wieder re verkäufieh, ohne Regeptzwang.
Grite Friodands ware angeht preiswert

9. Klappenbach,
Große Vtrichetraße i.

Wohnung geſucht
auch außerhalb der Ftadt. Angedete unter P. 188 an die
Wyedition dieſer Zeug

T7

Stellen ſinden

Grdentüithe

et
Jräkerinen

werden geſatzt.

Ge. Rrichſtonßze 32,

wen J
S öerinyen I e mr

7 erzchlenene Prelsliste un-
senst a perteirel!

Maxbrug- ad
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